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LwangS 'Kapitalsgemeinsckakt
aller Moknungsinbaber

Ei « neuer Vorschlag zur Behebung des Wohuungsmangels
Im nachstehenden seien neue Vorschläge von Ge -
richtsassessor Dr . Suthofs -Groß , Syndikus des Ver -
kehrSvereins Osfenburg , e . V . , zur Wohnungsfrage
wiedergegeben :

Der Denkschrift , die das badische Ministerium des Innern
kürzlich dem Landtag über Wohnungsfragen hat zugehen
lassen , ist zu entnehmen , daß in Baden am 1 . Januar 1920
der Bedarf an Wohnungen 12523 betragen hat , daß bis zum
1. April 1922 die Zahl der Wohnungssuchenden Haushaltungen
auf 26169 und bis zum 1 . April 1924 auf 31441 gestiegen
war . Aehnlich ungünstig liegen die Wohnungsverhältnisse in
den anderen deutschen Ländern .

Alle die zahlreichen in den letzten Jahren zur Förderung
des Wohnungsbaues unternommenen staatlichen wie privaten
Bemühungen haben also nicht einmal eine starke Zunahme
des Wohnungsmangels zu verhindern vermocht . Man muß
sich deshalb endlich einmal darüber klar werden , daß jeden -
falls , wie die Verhältnisse heute liegen , eine völlige Behe -
bung des Mangels mit den bisher versuchten oder empfoh -
lenen Mitteln in absehbarer Zeit einfach unmöglich ist , well
die dazu erforderlichen Geldmittel unaufbringbar sind ; es
müßten dazu — die zurzeit gültigen Durchschnitts -Herstel -
lungskosten von 10 000 Mark je Wohnung zugrundegelegt —
in Baden allein rund 320 Millionen , im ganzen Reich bei
etwa 1,6 Millionen fehlender Wohnungen rund 15 Milliar -
ren Mark aufgebracht werden . Das sind Summen , die , auch
etwa auf 10 Jahre verteilt , durch Steuern , gleichviel welcher
Art , einfach nicht beigeschafft werden können , weil solche für
diesen einen Sonderzweck ebenso hoch sein müßten , wie der
gesamte übrige Steuereingang , der im Reich für die nächsten
Jahre ^ auf 2,5 Milliarden Reichsmark jährlich veranschlagt
worden ist ; eine fast doppelt so hohe Belastung mit Steuern
würde die Kaufkraft so schwächen und die Produktionskosten
(durch Abwälzung der Steuer ) so erhöhen , daß bald jede
Konkurrenz mit dem Aiisland unmöglich wäre . Der Ver -
such, größere Summen für Bauzwecke aus dem Ausland ? u
bekommen , ist auch gescheitert ; glücklicherweise , denn selbst bei
günstigsten Zins - und Amortisationsbedingungen wären wei -
tere Auslandsbelastungen bei der jetzt schon vorhandenen Pas -
sivität unserer Handelsbilanz — im Dezember 1924 bereits
über 500 Millionen Goldmark — und angesichts der Sum -
men , die durch die Zahlungen nach dem Dawes - Plan dem
Reich an das Ausland ohne jede Gegenleistung verloren ge -
hen — es sind im Jahre 1925 761 im Jahre 1926 1408 , im
Jahre 1927 1812 , im Jahre 1928 2293 . im Jahre 1929 2500
Millionen Reichsmark — für unsere Volkswirtschaft gar nicht
mehr tragbar ;

"
daher auch das Verbot der Reichsregierang .

Das Privatkapital schließlich wird freiwillig in der erforder -
liehen Höhe eben einfach nicht zur Verfügung gestellt und
zwar nicht nur wegen der Wohnungszwangswirtschaft , son -
dern ebensosehr , weil derjenige , der selbst eine Wohnung hat ,
an der Beseitigung des Wohnungsmangels kein so großes
Interesse zu haben glaubt , und sein Geld in anderer , weniger
schwerbeweglicher Weise anlegt .

Und damit kommen wir zu dem , was Eigentlich heute den
Kernpunkt unseres Wohnungsmangels bildet : Es ist gar nicht
so sehr ein wirklich vorhandener Kapitalmangel — der an sich
natürlich auch besteht — als vielmehr die Verzettelung der
vorhandenen Gelder und ihre Verwendung zu Zwecken , die
nicht so dringend wie der Wohnungsbau , teilweise sogar für
unsere Volkswirtschaft schädlich, jedenfalls aber zurzeit für
sie nicht tragbar sind . Auch das machen einige Zahlen am
besten klar : In einer mittleren badischen Stadt , die durch
französische Besetzung wirtschaftlich schwer geschädigt worden
ist, sind doch allein im Jahre 1924 rund 500000 Goldmari
neues Sparkapital auf der Sparkasse angelegt worden ; ähn -
liche Zahlen ergeben sich in vielen anderen Gemeinden , und
das ist nicht verwunderlich , weil die Durchschnitts - Reallöhne
und -Gehälter , die sich 1921 und 1922 im allgemeinen zwischen40 und 70 Prozent der Friedenssätze bewegten , inzwischen aufetwa 80 bis 110 Prozent gestiegen sind . Daraus erklärt es
sich weiter , daß der Verbrauch von Schnaps , Tabak , Kaffee ,Kakao und dergl . , der in den Jahren 1921 und 1922 sehr stark
zurückgegangen war , in den Jahren 1923 und 1924 schon wie -
der dem Stand der Vorkriegszeit sehr nahe kam . Dazu kom-
men die zahlreichen Auslands -Vergnügungsreifen , die vald
mehr Deutsche in schweizer - und italienische Kurorte als
in die Schwarzwaldbäder führen . Alles das u . v . a . m . zeigt ,
daß an sich in der Deutschen Volkswirtschaft immer noch eine
recht erhebliche Kapitalkraft steckt , deren Verwendung zu be-
liebigen Zwecken in normalen Zeiten eine Selbstverständlich -
keit ist, die aber jetzt , da Deutschland unter den Lasten des
verlorenen Krieges und des Versailler Vertrages seufzt , nö-
tigenfalls unter staatlichem Zwang in erster Linie solchen
Zwecken nutzbar gemacht werden muß , die am dringendsten
sind , und für die freiwillig nicht genügend Mittel aufgebrachtwerden .

Ein Versuch, das in der gesamten Einwohnerschaft ver -
streute Kapital zwangsweise für Bauzwecke zu erfassen , muß ,ähnlich wie es im Sozial - BersicherungSwesen geschehen ist ,eine große Masie solcher Personen zum Ausgangspunkt neh-
men , die gleicherweise ein Interesse an der Beseitigung des
Wohuungsmangels haben . Eine solche Gruppe bilden nicht die
Hauseigentümer , wohl aber die Gesamtheit der Inhaber einer
Wohnung , denn ihnen fehlt zurzeit jede AuSwahlmöglichkeit ;sie sind in der Freizügigkeit fast völlig gelähmt , und sie laufenme sichere Gefahr , daß in absehbarer Zeit die Mieten infolgedes viel zu geringen Wohnungsangebots außerordentlich stör¬

gen . Aus der Gesamtheit der Wohnungsinhaber müßte daherdie für Bauzwecke erforderliche Summe herausgeholt wer -
den , und zwar auf dem Wege der von L^ aatswegen und
zwangsweise erfolgenden Bildung von Kapitalgcmeinschaftenaller Wohnungsinhaber eines bestimmten Bezirkes in der
Weise , daß je Wohnraum monatlich ein bestimmter Beitrag
zu leisten wäre,der natürlich nach der Zahl überflüssigerRäume , nach den Einkommens - und Vermögensver -
Hältnissen und eventuell noch nach vielen anderen Gesichts -
punkten gestaffelt werden könnte . Mit diesen Beiträgen würde
die Geschäftsstelle der Zwangsgemeinschaft , die natürlich mit
Finanzamt , Wohnungsamt , Stadtbauamt usw . eng zusam -
menarbeiten würde , sofort die Neubautätigkeit aufnehmen .Die Zwangsgemeinschaft selbst würde am besten , ähnlich wie
eine Aktiengesellschaft , gestaltet und würde vor allem Aktien ,etwa über je 200 Mark , herausgeben , welche die Beitrags -
Pflichtigen nach Verhältnis der geleisteten Beiträge erhalten ,und die für sie den Vermögensanteil darstellen würden , der
ihnen an den neuerbauten Häusern sowie eventuell an Divi -
dende in Gestalt der Mieteinnahmen zukommen würde .

Ich habe an Hand der Verhältnisse einer mittleren badi -
schen Stadt berechnet , daß durchschnittlich je Raum und Mo -
nat ein Beitrag von etwa 3 Mark geleistet werden müßte ,damit unter Mitbenützung der zurzeit für Bauzwecke schon
verfügbaren Gelder in 10 Jahren der Wohnungsmangel be-
seitigt wäre . Das ist natürlich immer noch eine Belastung , die
für die Allgemeinheit nur tragbar sein wird , wenn der Be -
dürftige sie gewissermaßen abwälzen kann . Das wäre mög -
lich, wenn die Aktien verkäuflich wären , und auch für Dritte
ein Anreiz zum Kaufen bestände , etwa dadurch , daß Woh -
nungslose nur dann in den neuen Häusern eine Wohnung
erhalten könnten , wenn sie eine ihrem Einkommen oder Ver -
mögen entsprechende Zahl von Aktien besäßen ; es könnte für
diese Aktien ferner Steuerfreiheit oder eine wesentliche
Steuererleichterung gewährt werden , usw .

Weitere Einzelheiten der Ausgestaltung können hier na -
türlich nicht erörtert werden . Als wesentlich sei nur noch-
mals der staatliche Zwang hervorgehoben , ohne dessen Anwen -
dung nicht alle Wohnungsinhaber zusammengefaßt werden
könnten . Eine reichsrechtliche Grundlage für solchen Zwang
ist bereits in Artikel 151 der Reichsverfassung vorhanden , wo -
nach „die Ordrmng des Wirtschaftslebens den Grundsätzender Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleistung ewe »
menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen mutz " und ge-
setzlicher Zwang " im Dienst überragender Forderungen des
Gemeinwohls " zulässig und dem Sinn der Verfassung nach
geboten ist. Es könnten ferner vielleicht jetzt schon die §§ 7
und 11 der Badischen Gemeindeordnung die Grundlage eines
selbständigen Vorgehens einzelner Gemeinden abgeben .

Die Ministerpräsidentenwabl in Dreuhen
Der Demokrat Höpker-Aschoff gewählt

Überraschenderweise wurde am Dienstag der demokratische
Abgeordnete und preußische Finanzminister Dr . Höpker -Aschoff
zum preußischen Ministerpräsidenten gewählt . Die Wahl war .wie die ,.R . Bad . Landeszeitung " meldet , das Ergebnis eines
Kompromisses innerhalb ' der Parteien der Weimarer Koalition .Die Sozialdemokraten hatten ihrerseits den früheren Minister -
Präsidenten Otto Braun vorgeschlagen , während vom Zentrumder Wohlfahrtsminister Hirtsifer '

präsentiert wurde . Schließlichblieb aber bei der interfraktionellen Aussprache der Gedanke
ausschlaggebend , daß es sich vorläufig ja doch nur um ein
tibergangSkabinett handeln könne, dessen Aufgabe es lediglich
sein würde , den preußischen Landtag aufzulösen und die Neu -
wähl durchzuführen .

Das Ergebnis des ersten Wahlganges , bei dem die absolute
Mehrheit erforderlich ist, blieb unentschieden . Dr . Höpker -
Aschoff erhielt 211 Stimmen gegen 176 des Kandidaten der
Rechtsparteien Dr . Peters und gegen 43 Stimmen , die aufden Kommunisten Pieck entfielen . Bei der Stichwahl wurde
dann Dr . Höpker -Aschoff mit 213 von 390 Stimmen gewählt .43 Stimmen waren ungültig , 2 unbeschrieben .

Es ist noch keineswegs sicher, daß dem Landtag noch in die -
ser Woche ein neues Kabinett vorgestellt werden kann . Zwarhat die Demokratische Fraktion ihrem Mitglied Dr . Höpker -
Aschoff empfohlen , sich zur Wahl zu stellen , nachdem die Kan -
didatur gescheitert war , aber Höpker -Aschoff selbst hat noch kei-
neswegs seine Zustimmung über die Annahme der Wahl er -
klärt . Die Annahme der Wahl käme erst dann in Frage , wen «eS ihm gelingt , ein neues Kabinett zu bilden . Aber das ist noch
ganz ungewiß , und man muß von vornherein damit rechnen ,daß auch Höpker -Aschoff bei den bekannten Verhältnissen im
Landtag nicht mehr Glück haben , werde , als sein Vorgänger
Marx , fo daß er von rechts her keine Unterstützung findet . Er
müßte also ein Kabinett der Weimarer Koalition bilden , dem
wohl die meisten der jetzt im Amt befindlichen Minister ange -
hören würden und in das vielleicht Otto Braun als Finanz -
minister eintreten würde .. In jedem Fall würde es sich nur
um ein ttbergangsministerium handeln , das die Regierungs -
geschäfte bis zur Auflösung des Landtags zu führen hatte . Der
weitere Verlauf der Dinge in Preußen wird natürlich auch vonden Vorgängen bei der Reichspräsidentenwahl >md vor allem
bei der Kandidatenaufstellung beeinflußt werden , so daß irgendettvas Sicheres über die nächste Entwicklung nicht zu sagen ist .
Solange Dr . Höpker - Aschoff das Amt des Ministerpräsidentennicht angenommen hat , wird der bisherige MinisterpräsidentMar « die Geschäfte wie bisher weiterführen , ebenso wie Dr .
Höpker - Aschoff die Geschäfte des ginanzministers weiterhin
wahrnehmen wird .

Tur Ikeickspräsidentenwabl
Reichspräsidentenwahl und Regierungskrise in Preußen

Die Berliner Blätter weisen auf den engen Zusammenhanghin , ,n dem die Wahl des Ministerpräsidenten in Preußen zuder « tellungnahme der Parteien hinsichtlich der Kandidaten -anfstellung für den zweiten Wahlgang der Reichspräsidenten -wähl steht. Die gestern erfolgte Wahl des Demokraten Höp¬ker -Aschoff zum preußischen Ministerpräsidenten
'
dürfte nochkeineswegs die endgültige Lösung der Preußenkrise gebrachthaben , da , wie die „Voss. Ztg .

" erklärt , es noch sehr zweifel -
Haft sei . ob Höpker -Aschoff die Wahl annimmt . Für den Fallder Ablehnung hält es das genannte Blatt immer noch fürmöglich , daß das Zentrum doch noch einer Kandidatur Braun «
Sur preußischen Ministerpräsidentenwahl zustimmen wird , und
daß Marx als gemeinsamer Kandidat der republikanischenParteien Jiir die Reichspräsidentenwahl aufgestellt werden
dürfte . Die Sozialdemokraten scheinen ebenfalls nach den
Aeußerungen des ..Vorwärts " mit einer derartigen Lösungeinverstanden zu sein . Das Blatt schreibt : Redet man voneiner Stabilisierung der preußischen Verhältnisse , dann muhden Sozialdemokraten auch die Rolle zufallen , die ihrer Stärkeund Bedeutung entspricht . In Preußen : Weimarer Koalitionmit Braun , im Reiche : Weimarer Koalition mit Marx .

Die Beratungen der Parteien
Der Zentrumsparteivorstand beschloß am Dienstag , den

Ministerpräsidenten Marx wiederum als Kandidaten für die
Reichspräsidentenwahl aufzustellen . Es wurde eine Kommis -
sion gebildet , die mit den in Frage kommenden Parteien übereine gemeinsame Kandidatur Marx verhandeln soll. Das Er-
gebnis dieser Besprechung wird dem am Donnerstag zusam -
mentretenden ReichsauSschutz der Zentrumspartei vorgelegtwerden .

Die Deutsche Demokratische Partei trat am Dienstag umL Uhr nachmittags zusammen , um die Reichspräsidentenfragezu erörtern . — Wie daS „B . T .
" hört , begab sich Staatspräsi -dent Hellpach auf Wunsch der Demokratischen Parteileitungnach Berlin . —

Laut „Vorwärts " wird sich der sozialdemokratische Partei -
ausschuß am Donnerstag nachmittag zu einer gemeinsamenTagung der ReichstagSfrakt,on im Reichstag versammeln .

Die dem Reichsblock angeschlossenen Organisationen tratenam Dienstag in Berlin zu einer Besprechung der Lage zusam -
men , in der , wie gemeldet wird , einmütig die Meinung zumAusdruck kam , daß für den zweiten Wahlgang der Reichsprä -
sidentenwahl wieder Jarres aufgestellt werden soll.

Die Zentrale der kommunistischen Partei beschloß einstim .mig für den zweiten Mahlgang wieder Ernst Thälmann al »
Präsidentschaftskandidaten aufzustellen .

Ein Vergleich zum Wahlausfall in Bade »
Die Stärke der Weimarer und der Jarresparteien in denAmtsbezirken Badens zeigt folgernde vom Karlsncher „Volks -freund " veröffentlichte Zusammenstellung :

Bezirk Jarres Wei .
mar Bezirk Jarres Wei-

mar

Landeskommissariat Karlsruhe
Bretten . . . 6065 4659 Bruchsal . . 4456 23757
Bühl . . . . 3783 19932 Ettlingen . . 2603 9662
Karlsruhe . . 38863 54807 Pforzheim . . 31331 27255
Rastatt . . . 8708 32551

Landeskommissariat Mannheim
Adelsheim . . 3580 4930 Buchen . . . 1867 10539
Mannheim . . 35.258 84944 Mosbach . . 5557 11162
Heidelberg . . 17227 37162 Sinsheim . . 7922 9359
TauberbischofSh . 4832 11895 Weinheim . . 4680 6967
Wertheim . . 3831 3909 Wiesloch . . 2414 9978

Landeskommissariat Freiburg
Emmendingen . 3229 12673 Freiburg . . 16398 42263
Kehl . . . . 5873 6113 Lahr . . . . 6930 16879
Lörrach . . . 6962 9995 Müllheim . . 3762 3972
Neustadt . . . 1500 9172 Oberkirch . 1278 6162
Offenburg . . 3073 21479 Schopfheim . 4665 11067
Staufen . . . 1167 7231 Waldkirch . . 1390 7010
Wolfach . . . 2513 10318

Landeskommissariat Konstanz
Donaueschingen 3222 12741 Engen . . . 1316 6433
Konstanz . . . 5550 2^023 Meßkirch . . 1065 5211
Pfullendorf . 4 » 836 3203 Säckingen . . 721 8288
Stockach . . . 1147 6496 Ueberlingen . 1190 9752
Villingen . . . 3662 15055 Waldshut . . 3057 14712

Die Zwischenfälle in Berlin am Wahlsonntag . Nach einer
Meldung des amtlichen preußischen Pressedienstes hat der
Vizepolizeipräsident von Berlin , Dr . Friedensburg , in einem
Erlaß an das Kommando der Berliner Schutzpolizei zu den
Zwischenfällen , die sich am Wahlsonntag in Berlin ereignet
haben , insbesondere zu den Vorfällen bei der Kaiser -Wilhelm -
Gedächtniskirche , wo die Farben der Republik Uschmäh l worden
seien , Stellung genommen . Es würden für den nächsten
Wahlsonntag geeignete Maßregeln gegen die Wiederkehr der -
artiger Vorfälle und für den Schutz der verfassungsmäßigen
Reichsfarben getroffen . Die beiden für die Vorfälle an der
Kaiser -Wilhelm -Gedächtniskirche verantwortlichen Polizei -
offiziere seien von ihrer gegenwärtigen Dienststelle abgelöst
worden .

Mit der Belage : 36. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtags



Deutscher Veickstag
MTB . Berlin , 81, März.

Auf d«r Tagesordnung steht zunächst die dritte Beratung
zes Gesetzentwurfes über

Änderungen in der Unfallversicherung
Staatssekretär Geib führt aus . es handle sich in der Haupt --

lache um einen Ausbau der Leistungen. Besonders die Sachlei¬
stungen werden in den Bordergrund gestellt . Der Unfallschutzwird verstärkt, die Berufsfürsorge ausgedehnt und die Wie¬
derverwendung von Verletzten in die Wege geleitet . Auch vor-
beugende Maßnahmen werden getroffen . Der Entwurf beseitigdas Zulagewesen und stellt die alten Renten in Reichsmark
um.

Abg . Jauschek (Soz . ) will den Arbeitern den vollen Schaden
durch die Renten ersetzen . Der Entwurf bietet zwar einige
Verbesserungen, diese seien aber erkauft dadurch , daß die Nn -
follschade» bis 20 Prozent überhaupt nicht entschädigt werden
sollen.

Abg . Andree (Zentr . ) : Durch die öffentlich-rechtliche Unfall-
Versicherung ist doch ein erheblicher Fortschritt erzielt worden.
Der Redner wünscht die Einbeziebuna der sogenannten versi-
cherungsfreien Berufe in die Unfallversicherung.

Abg . Dr . Moldenhauer (D Vp . ) begrüßt den Entwurf . Es
«verde vor allem auf die Einheitlichkeit des Heilverfahrens
Wert gelegt. Die Berufsfürsorge dürfe nicht auf die Schwer»
verletzte» beschränkt werden.

Abg . Rädel (Komm. ) lehnt die Vorlage ab.
Abg. Ziegler (Dem . ) begrüßt besonders die neuen Vorschrif«

teil der Unfallverhütung . Bedenklich sei die Differenzierung
des Jahresarl 'eitSverdienstes.

Die Vorlage geht an den Sozialpolitischen Ausschuh.
Anträge

In allen drei Lesungen angenommen wird ein von dem
Abgeordneten Dr . Becker-Hessen (D . Vp .) und Lejeune -Jung
(Dt . Rat . ) eingebrachter Gesetzentwurf, wonach die Vorschriftendes KapitalfluchtgesetzeS und des Weinsteuergesetzes bis zur
Neuregelung im Wege der ordentlichen Gesetzgebung, späte-
Pens bis zum 30. Juni 1926 in Kraft bleiben. Anträge aller
Parteien , die die Steuerung der Not der stellungslosen Jung ,
lehret und Junglehrerinnen betreffen , werden ohne Aussprache
an den Bildungsausschuß überwiesen.

In zweiter und dritter Beratung angenommen wird das
Handelsabkommen mit Guatemala. Der Gesetzentwurf für
Änderung des Gesetzes über die Erstattung von Rechtsanwalts -
gebühren in Armensachen wird zur nochmaligem Beratung an
»en Rechtsausschuß zurückverwiesen.

ES folgt die zweite Beratung des Gesetzentwurfs betreffend
den

Grundschullehrgang .
Das Haus wiederholt zunächst die Abstimmung über den

sozialdemokratischen Antrag aus Zurückverweisung an den
Ausschuß, bei der bekanntlich in der letzten Sitzung Beschluß-
Unfähigkeit sich ergeben hatte . Der Antrag wird abgelehnt.
Darauf werden die Verhandlungen abgebrochen.

Mittwoch zwei Uhr : Grundschulgesetz , Lichtspielgesetz , kleine
Vorlagen . Schluß 6,10 Uhr.

*
De» Auswärtige Ausschuß deL Reichstages ist zu einer Ta-

ignng am Donnerstag vormittag 10 Uhr einberufen worden.
Der Reichstagsausschuß ftir die Ruhrkredite wi«d am Don-

nerStag zu einer Sitzung zusammentreten . Der Barmataus -
fchufe des Reichstages nimmt sei« Sitzungen erst nach Ostern
tmeder «utf und zwar am 15. April . Der Barmatausschutz
des preußischen Landtages und der preußische Untersuchung ^»
cu &jchuß für die AngeleHenhoit der LandeSpfandbrtefanstalt

! werden gleichfalls erst nach den Osterferiien sich wieder ver-
! sammeln .

politische Neuigkeiten
Stresemann über die Außenpolitik

Im Rahmen einer Bismarckfeier der Deutschen Volkspartei
in Chemnitz hielt Außenminister Dr . Stresemann eine An-

i spräche. Nach eingehender Würdigung der Persönlichkeit Bis -
marckS ging Dr . Stresemann kurz auf die Außenpolitische Lage
ein . Nachdem durch das Dawesgutachten die Grundlage für die

- Lösung des Reparationsproblems geschaffen und eine gewisse
• Entspannung zweifellos zu erkennen gewesen sei , habe die
! Richträmnung der Kölner Zone, die mit unseren angeblichen
l Verfehlungen in der Frage der Militärkontrolle begründet
! Wurden, das Jnvestigationsprotokoll u . das angekündigte Drei -
' Mächtebündnis gegen Deutschland eine schwierige Situation
»herbeigeführt . Durch Deutschlands Vorschläge zum Sicher-
j heitsproblem sei die Lage heute zweifellos als etwas ent-
spannt anzusehen . Der Minister wies in diesem Zusammen-

iHang auf die bedeutsamen Aeußerungen hin , mit denen der
Englische Außenminister in der letzten Sitzung des Unterhau -' ses die Idee eines Militärbündnisses gegen Deutschland ab-
igelehnt habe und dem deutschen Standpunkt bezüglich einer
-auf friedlichem Wege zu erstrebenden Revision der Ostgren-
i « n volle Würdigung habe zuteil werden lassen . Gegner der
' deutschen Anregung sei vor allen Dingen die französische
Rechtspresse , die wohl erkenne , daß eine dauernde Sicherung
des deutschen Rheinlandes den wesentlichen Kernpunkt der
deutschen Initiative ausmache. Der Minister erklärte , daß er
sich versagen müsse, auf Einzelheiten der angedeuteten Fra-
gen einzugehen. Die Außenpolitik, die Deutschland zu füh-' ren habe, werde in der nächsten Zeit eine unpopuläre sein
und starke Anforderungen an das Ertragen der Zeitgenossen
stellen. Aber die Zukunft werde Menschen und Parteien
nicht beurteilen nach ausgesprochen unerfüllbaren Hoffnungen ,
sondern nach dem Ergebnis positiv geleisteter Arbeit , die uns ,
weun auch auf steinigem Wege, der Konsolidierung der Ver-
Hältnisse näher bringen werde.

Die Lage der Reichspost
Der Haushaltsausschuß des Reichstages setzte am Dienstag

die Etatsberatungen beim Etat für das Reichspostministerium
Jort . — Reichspostminister Stingl gab eü^ n allgemeinen
leberblick über die Lage der deutschen Reichspöst. Der Brief -

verkehr hat im ganzen den Stand von 1918 noch nicht wie¬
der voll erreicht. Dagegen bewegt sich der Paketverkehr w>e-
der aus der Höhe der Vorkriegszeit . Postscheckverkehr , Fern -
sprechwesen und Funkverkehr beftndeu sich in erfreulicher Ent -
Wicklung. Bei der Telearaphie machen sich letder Verkehrs-
stockungen bemerkbar. Auch technische Fortschritte sind über -
all festzustellen. Es ist weiter gelungen , den Verkehr mit den
fremden Ländern allmählich in Gang zu bringen . Deutsch-
lands Weltstellung im internationalen Nachrichtenverkehr wird
vom Ausland « in jeder Weise anerkannt .

Der Minist» kam dann auf die Kreditgeschäfte der « oft
zu svrechen . Die Untersuchung sei noch in vollem Gange .
Um diese Untersuchung nicht zu stören, müsse er eS sich versa-
gen , auf Einzelheiten einzugehen. Bei der Anlage und Ver-
Wendung der Postgelder sehen wir jetzt in weitgehendem Maße
die Mitwirkung des Reichsfinanzministeriums und der
Reichsbank vor . Die Organisation und allgemeine Finanz .
Politik der ReichSpost sind einwandfrei . Der Voranschlag für

1924 sieht einen lleberfchuß von 29 Millionen Bot: ; er wird
wahrscheinlich noch etwas überschritten • werden. 1925 ist die
Finanzlage der Post etwaS gespannter . Das ist vor allem
darauf zurückzuführen, daß sich die Auswirkung der in den
letzten Monaten vorgenommenen Gebührenermäßigung usw .
noch nicht übersehen läßt . Wir können aber der finanziel -
len Entwicklung der Post für 1925 mit Ruhe und Zuversicht
entgegensehen. Die Rechnung und Buchführung wird vom
1 . April an auf kaufmännische wirtschaftliche Formen umge-
stellt. Die Reichspost betrachtet es als eine nationale Pflicht,daS Reich möglichst bald in den Genuß von Posterträgnissen
zu setzen. Die Post ist aber kein reines Finanzinstitut ;
sie ist eine Kulturanstalt ersten Ranges , die Volkswirtschaft-
liche Aufgaben im eminentesten Sinne des Wortes zu er-
füllen hat.

In der Debatte wurde eine Reihe von Wünschen vorge-
bracht. U > a . wandte man sich gegeit die Abschaffung der
Sonntagsbestellung und verlangte eine Reform der Fern -
fprechtarife.

Im Anfwertnngsausschutz des Reichstages
stellte der . Abg . Keil entsprechend den Anträgen seiner Par -
tei eine Entschließung zur Abstimmung, in der verlangt wird,
daß „zum Zwecke der Beschaffung von Mitteln für die Auf-
Wertung der öffentlichen Anleihen ein Gesetzentwurf vorge-
legt werde, durch den die Vermögen , die in der Kriegs - und
Nachkriegszeit neu entstanden sind , einen Zuwachs . erfahrenoder sich nicht wesentlich verminoert haben , einer Sondersteuer
unterworfen werden sollen"

. In der darauf folgenden Dis -
kufsion trat zukage , daß alle Parteien in der Sache durchaus
auf dem Boden der Entschließung stehen . Im Hinblick darauf ,
daß auch jetzt wieder die Regierungsvertreter

" betonten , es
könnten solche Gesetzentwürfe nicht vollkommen losgelöst von
der Beratung der in dem Steuerausschuß zu behandelnden
Vorlagen im AufwertnngSauSschuß behandelt werden , wurde
beschlossen, die Abstimmung über diese Entschließung bis Frei -
tag zu vertagen , damit bis dahin mit den Fraktionen bezw .
mit dem Steuerausschuß eine Fühlungnahme stattfindenkann.

Das neue Deutfchland -Amerika-Kabel
Die seit langem geführten Verhandlungen um die Wieder-

Herstellung des Kabelanschlusses Deutschlands an das inter -
nationale Kabelnetz sind nunmehr abgeschlossen . An den Ver-
Handlungen waren das Reichspostministerium, die Direktion
der Diskontogesellschaft, die Deutsch - Atlantifche Telegraphen -
gesellschaft , das Bankhaus N. N. Warburg u . Co .- Hamburg ,
sowie die beiden größten amerikanischen Telegraphengesell -
fchaften, Western Union und Commercial Cable Company , be-
teiligt . Es ist ein Vertrag unterzeichnet worden, durch den
ein von Emden nach den Azoren zu legendes Kabel den ge-
samten nach Deutschland gehenden und von - Deutschland kom-
Menden Verkehr der beiden genannten amerikanischen Gesell -
schaften überwiesen erhält . Der Bau des Kabels von Em-
den über die Azoren wird voraussichtlich 18 bis 21 Monate
in Anspruch nehmen . Es wird nach den neuesten technischen
Erfahrungen hergestellt und imstande fein , 60 000 Wörter in
der Minute zu befördert,.

Herriot über elsatz -lothringische Fragen
Zu Beginn der Debate in der Dienstagsitzung der franzö¬

sischen Kammer über die Berwaltungsreformen in Elsaß-Lo¬
thringen ergriff Herriot zur Verteidigung seines Gefetzent -
wurfeS das Wort . Er erklärte , daß die Angriffe gegen ihn,
die hauptsächlich von elsaß-lothringischen Abgeordneten kä -
Uten , ihn in seiner Politik nicht beirren würden . Die elsaß-
lothringische Frage sei keine politische Frage . Es sei ein Un-
recht , zu erklären , daß an dem Tage , an dem das Kartell der
Linken zur Herrschaft gelangt fei , die Erörterung über die
Laienschule eröffnet worden sei . Protestes hielt der
MintsierpiMdent die Behauptung aufrecht, daß vor feiner
Regierung das Problem des obligatorischen Religionsunter -
richts behandelt wurde . Mit Bezug auf die lokalen Kämpfe
um die Frage der Religiousschule erklärte Herriot , daß der
Ausnahmezustand für Elsaß -Lothringen beseitigt werden
müsse . In der Frage des konsultativen RateS für Elsaß -
Lothringen sei es ganz selbstverständlich, daß er durch eine Ver-
tretung von elsaß- lothringischen Parlamentariern und Ver¬
tretern von lokalen Interessen , die die Regierung ernenne ,
ersetzt werde.

' Was das Konkordat betreffe , so beuge er sich
dem Urteil des Staatsrates , der es als für Elfaß -Lothringen
gültig erklärt habe. Hinsichtlich des Schulstreiks müsse er
daran erinnern , daß die Regierung die Pflicht habe, darüber
zu wachen , daß die Schulpflicht befolgt werde. Die inter -
konfessionelle Schule verstoße nicht gegen das Gesetz ; sie funk-
tioniere in vielen Städten des Landes seit Jahren . Er habe
lediglich in zwei neuen Fällen Bestimmungen getroffen .

Die Militärreform in Frankreich
Ministerpräsident Herriot hat am Samstag Marschall Pe -

tain und den Generalsekretär des Obersten Rates der Ratio -
nalen Verteidigung , General Serrigmy , empfangen . Es han-
delt sich hier um die von General Rollet angekündigte Reform
des Militärs , mit der sich am heutigen Montag der franzö-
fische Oberste Kriegsrat unter dem Vorsitze des Präsidenten
der Republik zu beschästigen haben wird . — Der „ Temps "
schreibt hierzu : Stach gewissen Gerüchten, denen man Glauben
schenken dürfe , habe die überwiegende Mehrheit der Mitglie -
der des Obersten Kriegsrates ausdrückliche Vorbehalte zum
Plan des Generals Rollet vorgebracht. Nicht ein einziger
General des Obersten Kriegsrates habe die Grundlage des
Gesetzentwurfs gebilligt. Das Blatt will dieses Gerücht nicht
ausdrücklich bestätigen, will aber in der Lage sein , mitteilen
zu können, daß der Kriegsminister dem Urteil der Mitglieder
des Obersten Kriegsrates nur Organisationsfragen unter-
breitet habe, nicht aber den grundlegenden Gedanken der Re-
form , nämlich die Herabsetzung der Militärdienstz ^it auf ein
Jahr , da dise Reform ii priori als unantastbar erklärt wurde.

Bayerische Kommunisten vor dem Reichsgericht . Vor dem
4 . Strafsenat des Reichsgerichts zu Leipzig begann am Dieus -
tag ein größerer Hochverratsprozeß, der die kommunistische
Bewegung in Bayern zum Gegenstand hat . Angeklagt sind :
der Gewerkschaftsangestellte Heinrich Farwig aus Berlin und
der Eisenbahnschlosser Johann Schrödel mit 7 Genossen aus
Nürnberg , Regensburg und Würzburg und Umgebung. Den
Angeklagten wird zur Last gelegt, im Oktober 1923 bei einer
Zusammenkunft in Nürnberg Gewaltmaßnahmen beraten zu
haben , um die damals im Gang befindliche Reichsexekutive
gegen Sachsen lahmzulegen .

Die Grenze in Mesopotamien . Der Londoner „Daily Mail "
zufolge besteht Grund zu der Annahme , baß die Türkei Eng-
kund eine Vereinbarung bezüglich der Frage der Grenzlinien
zwischen Mesopotamien trnd der Türkei im Gebiete von Mos-
sul vorgeschlagen hat. Danach würbe die Türkei dir Zuwei¬
sung von Mossul und etnes Teiles der Provinz südlich davon
beanspruchen und dafür die Erklärung abgebe», sie werde auf
kein weiteres südlich gelegenes Gebiet Anspruch erheben, in
ivelchem dte Bevölkerung zum größten Teil arabisch sei . Die
Türkei verspreche , eine solche Grenzlinie für unbegrenzte Zeit
zu garantieren .

Ter Prozeh Sadoul . Vor dem Kriegsgericht in Orleans
begann am Dienstag der Prozeß gegen den zur kommunisti.
scheu Partei übergetretenen französischen Hauptmann Sadotrf.Sadoul wurde am 8. November 1919 vom Kriegsgericht j „Paris wegen Einverständnisses mit dem Feinde und Deser-tion ins Ausland in Abwesenheit zum Tode verurteilt . DaSadoul Ende 1924 plötzlich von Rußland nach Paris zurück -
kehrte, mutzte sein Prozeß nochmals zur Verhandlung gelan-
gen. Zu Beginn der Sitzung gab der Borsitzende des Kriegs-
gerichts bekannt, daß nur die Anklage der Desertion aufrechterhalten werden könne . Als Zeugen sind von der Verteidigungeine Reihe namhafter Politiker geladen , u . a . Caillaux , Mal »
vy , Paul Boncour , Marcel Eachin, Marth und Ernest i$ti .det. Der Sowjetbotschafter Rakowski versprach, nach " r-leanL zu kommen. Ruch der frühere Botschafter in Peters ,
bürg , Moulens , ist geladen.

Ikurze Oackricdten
Die Donauverfickerung . Im Wirtschaftsausschuß des Würt.

tembergischen Landtages ließ die württembergische Regierung
zur Frage der Donauverfickerung erklären , daß sie beabsichtige ,zwecks Klärung der strittigen Punkte den Staatsgerichtöhos
anzurufen .

Der Nachfolger Leinerts. Das Bürgervorsteherkollegtumin Hannover wählte den bisherigen Bürgervorsteherwortfüh -
rer Senator Dr . Menge (Ordnungsblock) im zweiten Wahl-
gange zum Oberbürgermeister .

Die Militärkontrolle des Völkerbundes . Das Generalsekre -
tariat deS Völkerbundes hat den Regierungen von Deutsch-
land , Oesterreich, Bulgarien und Ungarn das AusführungS -
reglement in der militärischen Nachforschungsfrage übermit -
telt und mitgeteilt , daß der französische General Desticker für
Deutschland, der italienische General Marietti für Oester¬
reich , der schwedische Reservegeneral Jungstedt für Bulgarienund der britische Generalmajor Kirke für Ungarn als Präsi¬dent der betreffenden Militärkontrollkommission präfendierenwerden.

Dir Finanzgebarung Englands. „Morning Post" bezeichnet
Meldungen des Londoner Schatzamtes über die Einnahmenund Ausgaben im vergangenen Finanzjahr trotz deK geringen
Überschusses von etwa » über 3 % Millionen Pfund Sterlingals befriedigend , glaubt aber , daß Churchill Mühe habenwerde, ein gesundes Budget aufzustellen, wenn auf der Herab »
fetzung der Einkommensteuer um 6 Pence bestanden werde .

E§ € fc<ii $ ci & er Teil
Das Beileid der badiscden Negierung

zum Unglück von Veltheim
In Vertretung des Staatspräsidenten hat Jnnenmini -

ster Remmele an den Reichswehrminister aus Anlaß des
Unfalls bei der Reichswehriibung auf der Weser, folgen-
des Telegramm gerichtet :

„Die badische Regierung nimmt herzlichen Anteil an
dem die Reichswehr betroffenen Unglück und bedauert ^aufrichtig die Vernichtung so vieler blühender Merk
schenleben .

"

Wadiscber Landtag
Kommuuisttfche LS« nszenen

BZ . Karlsruhe , 1 . April 192&.
Nach Bekanntgabe der neuen Eingänge gedenkt Präsident

Dr . Baumgartner
der bei Minden verunglückten Neichswehrleute.

(Die Abgeordneten hatten sich von den Sitzen erhoben) .
Nunmehr nimmt Abg. Ritter iKo-m . ) zu einer Erklärung das

Wort , die eine Kritik der Verhältnisse in der Reichswehr dar -
stellt.

Der Präsident macht den Redner darauf aufmerksam , daß
er in dieser Weise nicht fortfahren körnte , es sei denn , daß di«
Angelegenheit zum Gegenstand einer Interpellation gemacht
wirb.

Abg. Ritter : Wir haben das Recht, die Dinge zur Sprach «
zu bringen .

Präsident: Dieses Recht haben Sie nicht und ich frage daZ
HauS , ob der Abg. Ritter weiter reden darf . <

(Stürmische Ruf « : Nein, nein !)
Der Präsident stellt die ablehnende Haltung des HauseS

fest , woraus von kommunistischer Seite der Ruf ertont : Ver -
gewaltigung ! Aba. Dnffner (Ztr ) : Schänden Sie das Andenken
der Toten nicht ! )

Abg. Bock (Kom. ) erhebt lebhaften Protest gegen die Be-
Handlung, die seiner Gruppe zuteil geworden sei ! Als er
dann die Sozialdemokraten angreift , kommt es

zu erregten Szenen.
Der Abg. Bock gebraucht Ausdrücke wie „Gemeinheit " .
Der Präsident sucht sich in dem entstehenden Lärm durch

fortwährendes Läuten mit der großen Glocke Geltung <yu ver¬
schaffen und ruft den Abg. Bock zur Ordnung .

Der Abg. Maier -Heidelberg (Soz . ) schlägt mit der Fairst
aus den Tisch und ruft : „ Sollen wir uns das länger gefallen
lassen . Wir sind doch in keiner Lausbubengesellschaft ! DaS
ist Lausbubereil " (Erregter Widerspruch der Kommunisten .)

Der Abg . Bock bringt dann die Diätenangelegenheit zur
Sprache und gebraucht gegenüber dem Abg. Marum , der mit
Bezug auf seine , Bocks Person , unrichtige Angaben gemacht
habe : das Schimpfwort „Gemeiner Lump ! (Erneute große
Unruhe im ganzen .Hause.)

Der Präsident läutet mit der großen Glocke und erteilt
dem Abg. Bock einen weiteren Ordnungsruf . Der sozialdem.
Abg. Dr . Engler stellt sich drohend vor die Kommunisten ,
deren Verhalten bei der Landtagsmehrheit größten Unwillen
und Rufe „ Unerhört " auslöst .

'
Der Lärm wird so groß , daß der Präsident die Sitzung «n»

terbricht.
Unterdessen tritt der Geschäftsordnungsausschuß zur Vera-

tung von Anträgen auf
Abänderung der Geschäftsordnung

zusammen .
Nach einer Pause von fast 2 Stunden wird die Pienarsttzuitg

wieder aufgenommen .
Der Präsident gibt die getroffenen Änderungen bekannt , über

welche Abg . Dr . Glöckner (Dem . ) Bericht erstattet .
Darnach kann der Präsident einem Redner nach dreimali¬

gem Ordnungsruf das Wort entziehen und einen Abge «
ordneten wegen gröblicher Verletzung der Hausordnung v » «
der Sitzung ausschließen . Kommt der Abgeordnete dieser Auf-
forderung nicht nach , so erfolgt der Ausschluß für diesen Sit -
zungstag und für 14 Kalendertage . Weigert sich der betreffende
Abgeordnete wiederholt, den Anordnungen des Präsidenten
Folge zu leisten, fo tritt ein Ausschluß für 42 Kalendertag »
ein , an denen Ätzungen stattfinden . Zu verlefende Erklärutt »
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gen müssen dem Präsidevten vorher schriftlich mitgeteilt wer -
t,e n . Bei Störungen tatin der Präsident die Sitzung ausset -
zen oder aufhebe » . Der An»schust beantragt , diesen Änderun¬
gen der GeschZftsorwiung zuznstunmen , ebenso einem Jniitja -
tivgesetzentwurs , der ausgeschlossenen Abgeordneten die Diäte «
und die freie Fahrt entzieht .

Nach kurzen Bemerkungen d«S Abg. Bock (Komm .) stimmt
- das HauS mit . 68 gegen 4 kommunistisch« Stimmen der abge ,

iiuderte» Geschäftsordnung zu , wie auch dem Jnitiativgesetz -
5ntwurf . diesem in beiden Lesungen . Die Beschlüsse treten so »
fort in Kraft .

^ Abg . Maier -Heidelberg verliest eine
Erklärung seiner Fraktion

folgenden Inhalts .- „ Wir lehnen es nach dem Verhalten deS
. Abg. Bock ab , mit ihm in eine sachliche Auseinandersetzung

einzutreten . Wir haben aber die Erklärungen beb Abg . Marum
in den Sitzungen vom 18. Dezember 1924 und 21 . Januar
1925 nochmals durchgesehen und stellen vor dem Lande sest.
daß nicht die mindest « Veranlassimg besteht , von diesen Aus «
führungen des Abg . Marum auch nur ein Wort zurückzuneh¬
men .

Abg . Ritter «Komm . ) ruft : „Barmatpartei "
, was der Präsi .

dent rügt und den Wg . Dr . Engler zu heftigem Widerspruch
veranlaßt . (Glocke des Präsidenten ).

Gegen halb 2 Uhr wird die Sitzung geschlossen. Nächste Sit «
zung nachmittags 4 Uhr .

*
Die Junglehrern »»

Im Haushaltsausschuß wurde mn Dienstag darüber bera¬
ten . Der »Bad . Beobachter " berichtet : Berichterstatter über die
Eingänge der beiden Lehrervereine und über den ungedruck¬ten Antrag Rigel , sowie über eine Formliche Anfrage Hof -
Heinz , alles sich auf die Anstellungsverhältnifse und Verwen¬
dungsmöglichkeiten der Schulamtskandidaten beziehend , war

;■ Abg. Glöckner . .
' Gleich zu Beginn der Sitzung erbat die Regierung das Wort ,um einen Überblick über den Stand der Sache zu geben und

■ um nochmals die Matzregeln zusammenzufassen , die die Re -
gierung getroffen hatte , um der Not zu steuern , soweit solche
Dinge , die den Ausfluß einer tiefgehenden allgemeinen Nor -
läge darstellen , überhaupt durch Verordnung gebessert werden
können . Von den 807 Schulamtskandidaten haben 767 auf eine
Anftage der Regierung geantwortet . Davon sind 114 in weite -
rer Ausbildung begriffen , 87 sind bei Behörden angestellt , 31
baten , einstweilig von ihrer Verwendung abzusehen , 210 find
noch ohne Beschäftigung und zwar 130 Kandidaten und 80
Kandidatinnen .

Das Unterrichtsministerium ist wegen Verwendung der zur -
zeit noch stellenlosen Junglehrer an die städtischen Arbeits -
amter an das statistische Landesamt usw . herangetreten und
zwar mit einem Erfolg . Ferner hat das Ministerium die Ver -
ordnung vom 7. Fe -bruar erlassen , die den Kandidaten das
Hospitieren an den Schulen erlaubt und ihnen verschiedene
Vergünstigungen gewährt , allerdings ohne wirtschaftliche Bei -
Hilfen. Ferner hat die Änderung des Schulgesetzes , die der
Landtag vor nicht langer Zeit beschlotz , und die Bestimmung ,
daß zur Berechnung der erforderlichen Lehrerstellen die Durch -
sämittszahl der Jahre 22 , 23 und 24 zugrunde gelegt wird ,
allgemein wirkende günstigere Anstellungs - bezw . Verwen »
dungsverhältnisse der Lehrer an Volksschulen gewährleistet .

Dann berichtet der Berichterstatter zunächst über die Ein -
gäbe des Bad . Lehrervereins . der seine Anträge besonders
auch damit begründet , daß es in der Praxis dem jungen Leh -
rer wegen seiner einseitigen , allzu früh von jedem andern Bit -
dungsweg abzweigenden Berufsausbildung recht schwer sei,° eine geeignete Anstellung im privaten Wirtschaftsleben zu fin -
den . Die Eingabe verlangt wirtschaftliche Unterstützung sür
die hospitierende Tätigkeit , Hospitierzwang und Sicherung der
Anstellung , endlich Änderung des § 26 des Schulgesetzes (Echii -
lerzahl ) .

Der Kath . Lehrerverein bittet ebenfalls um Änderung de?
§ 26 und im Falle der Unmöglichkeit dieses Weges macht er
verschiedene Vorschläge über die Verwendungsmöglichkeiten in -
nerhall ) des Schuldienstes und der Schulverwaltung : ferner
schlägt der Kath . Lehrerverein die Einrichtung von fakultativen
handelstechnischen Kursen für die stellenlosen Kandidaten vor .
Der Regierungsvertreter äußerte sich zu den Anträge » dahin -
gehend , daß die evangelische Kirche etwa 26 älere Lehrerin -
neu ) für die Erteilung des Religionsunterrichts an Gewerbe -
und Handelsschulen brauche ; allerdings könne die augenblick¬
liche Not nur durch eine Änderung des § 26 durchaus behoben
werden , was aber zurzeit nicht möglich sei . Ein Hospitierzwang
sei nicht annehmbar , ebensowenig könne eine endgültige Si -
cherheit für spätere Anstellung gegeben werden . Am praktischen
Jahr müsse festgehalten werden . Die Reihenfolge der Anstel -
lungen erfolgt nach den betreffenden Jahrgängen , wobei aber
soziale Rücksichten genommen werden sollen .

Die Redner der Fraktionen erkannten durchweg die schlimme
Lage der Kandidaten und anerkannten auch den neben aller
Not hervortretenden Zug des Idealismus der in der Karls -
ruher Versainmlung der Junglehrer auch zutage trat . Von
einem Redner des Zentrums wurde nachträglich gerügt , daß
bei der Versammlung der Junglehrer in Konstanz von einem
Vertreter des Bad . Lehrervereins eine einseitige Polemik oder
Kritik gegen das Zentrum und seinen Führer getrieben wo >>
den sei ; das Zentrum habe ja nicht die absolute Mehrheit und
gerade die Ablehnung des Zwanges einer akad . Bildung für
den Lehrer liegt ja eigentlich zurzeit eher im Interesse der
Junglehrerschaft .

Ein demokratischer Redner beklaiste sich über die Aufführung
eines Kurses am Heidelberger Lehrerseminar zur Aufrechter -
Haltung der Vollzahl des Lehrerkollegiums . Der Redner meinte
dann , was vom Minister unterstrichen wurde , daß der badische
Staat in seinem Bolksschulwesen zurückgehe gegenüber ande -
ren Staaten , z . B , Hamburg und Sachsen , wo sogar der Fi -
nanzminister für die Belange der Schule energisch einträte .
Preußen habe 1,6 Millionen für besondere Bedürfnisse ausge -
setzt . Er forderte dann die Änderung von § 26 und eine halbe
Million als Beichilfen für die Junglehrer ; einen diesbezügli -
che,, Antrag stellte die demokratische Fraktion nicht .

Eine Vertreterin des Zentrums beantragte , daß die Vergün -
stigungen des Abs . 4 der Verordnung vom 5 . Februar auch auf
die Kandidaten ausgedehnt werde , die an anerkannten Privat -
schulen hospitieren . Ferner kündigte das Zentrum einen An «
trag an , der das Ministerium ermächtigt , die jeweils im lau -
senden Schuljahr voraussichtlich zur Anstellung gelangenden
Junglehrer jurn Hospitieren einzuberufen und den Landtag
dafür zu bestimmen , eine entsprechende Summe zu bewilligen ,
die den Einberufenen ein « wirtschaftliche Beihilfe gewährt .
Diese Maßnahme würde vor allen Dingen der Schule zugute
kommen , da ein junger Lehrer , der aus einem ganz anderen
Berufsleben plötzlich verantwortlich vor eine Klasse gestellt
wird , ohne diese Vorsorge jeglicher Einführung zum Schaden
der Schüler entbehrte . Die Regierung habe nur die die Vor -
bildung d« S Lehrers im Interesse der Sparsamkeit besonders
geregelt ; daraus folge eine gewisse Versorgungspflicht .

Der Gedanke dieses Antrags wurde auch vom Führer der
demokratischen Fraktion aufgenommen , da ihm der sozialdemo -
" »tische Antrag , der allgemein Beihilfen für die Kandidaten
Ordert , zu weitgehend und unbestimmt erschien . Das Zentrum
behielt sich die Einreichung seines Antrags » och vor . Zu § 26
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erklärte ein Zentrumsredner , daß es nicht notwendig sei , zueiner formellen Gesetzes« nderung ( § 26 ) zu schreiten , da man
doch gesonnen sei . bei der Berechnung der Schülerzahlen aus -
gleichend zu verfahren . Dem Wunsche eines demokratischen
Redners gegenüber , datz die Besetzung der Stellen , um Un -
gleichheiten zu meiden , nicht nach Matzgabe deS § 34 geschehen
solle , im Falle der Religionsunterricht doch gesichert sei . ent¬
gegnete eine Vertreterin des Zentrums , daß die Schule Er -
zirhungsschule sei und daß auch dem Sinn des Simultange¬
setzes nicht entsprochen sei , wenn nur auf den Religionsunter -
richt allein Rücksicht genommen würde . Dasselbe gelte bei der
Fortbildungsschule , z . B . beim lebenskundlichen Unterricht .
Wenn dort eine grötzere Zahl katholischer Lehrkräfte verwendet
sei , so käm« das davon her , datz sich eben mehr katholische Lehr -
kräfte zur Übernahme des Fortdildungsschulunterrichts gemel -
det litten .

Die endgültige Stellungnähme zu den Anträgen usw . er -
folgt erst in einer weiteren Sitzung .

Deutschfranzösische Grenzfragen
Die endgültige Regelung gewisser seit dem Versailler Ber -

trag schwebender deutsch -französischer Grenzsragen bildet den
Gegenstand von Verhandlungen , die seit einigen Wochen in
Paris geführt werden , und die sich nunmehr , wie die „ Franks .
Zeitung " aus Paris meldet , ihrem Abschlutz nähern . Es sind
zwei Abkommen in Aussicht genommen .

Das erste! regelt die Frage der Grenzbahnhöfe , die wieder -
holt zu Schwierigkeiten Anlatz gegeben hat . Frankreich hat be-
kanntlich in Artikel 67 des Versailler Vertrages durchgesetzt ,
datz auf der ganzen Länge der durch den Rhein gebildeten
Grenzstrecke die Grenzabfertigung im internationalen Eisen -
bahnverkehr ans rechtsrheinischem deutschen Gebiete zu erfol -
gen . hat . Das gilt auch für die Patzkontrolle . Die VerHand -
lungen darüber , die insbesondere der Festlegung der Rechte
und Pflichten der auf den deutschen Grenzbahnhöfen amtie -
renden französische » Beamten galten , sind im Geiste der Ver -
sühnung und des guten Willens geführt worden und dürften
schon in den nächsten Tagen zu einer definitiven Einigung
führen .

Auch die Verhandlungen über gewisse aus deu Artikeln 56 ,
66 und 74 des . Vertrags entstandene Grenzschwierigkeiten las -
sen ein leidlich befriedigendes Ergebnis erwarten . Nach Arti -
kel 66 sind alle Brücken, die im Bereiche von Elsaß - Lothringen
über den Rhein führen , in ihrer ganzen Länge in den Besitz
des französischen Staates übergegangen . Es ist nunniehr eine
Einigung dahin erzielt worden , datz unbeschadet dieses ftanzö -
fischen Eigentumsrechtes die Grenze für die staatlichen Ho -
heitsbereiche die Mitte der Brücken bilden soll.

Die anderen Schwierigkeiten ergaben fich daraus , daß in
vielen Fällen die Grenzen der einzelnen Gemarkungen nicht
mit den Staatsgrenzen zusammenfallen , so daß vielfach das
Gemeindeeigentnm badischer Ortschaften auf elsässisches Ge -
biet hinüberragt und umgekehrt . Der Vertrag von Versailles
hatte kurzer Hand bestimmt , daß jeder jenseits des Rheines
gelegene deutsche Besitz der Enteignung verfallen solle , wäh -
rend der Grundbesitz elsaß - lothringischer Geineinden auf rechts -
rheinischem Gebiet aufrechterhalten werden solle . Auch dar -
über ist es jetzt zu einer Verständigung gekommen , dahinge¬
hend , daß daS deutsche Privateigentum , soweit dies noch mög -
»ich ist , wieder hergestellt werden solle und datz das auf beut -
schem Geöiet gelegene elsaß -lothringische Gemeindeeigentum
seinen öffentlich -rechtlichen Charakter verlieren soll.

Für die Freiheit der Rheinschisfahrt
In Freiburg findet am 4. April , nachmittags 2 Uhr , in der

Festhalle ein« große öffentliche Versammln » «, statt , in der zu
der Absicht Frankreichs , durch einen elsässischen Seitenkanal
dem Rhein feine natürliche Bestimmung als Wasser - und Ver -
kehrsstraße zu entziehen , Stellung genommen und Protest
eingelegt werden soll.

Landesverband für Zucht und Prüfung des
badischen Pferdes

Am gestrigen Dienstag fand in Karlsruhe eine Mitglieder -
Versammlung des Landesverbandes für Zucht und Prüfung
des badischen Pferdes unter dem Vorsitz des Präsidenten Frhr .
v . Holzing -Berstett statt, zu der auch die Regierung Vertreter
entsandt hatte . Der außerordentlich starke Besuch der Ver -
fammlung bekundete das rege Interesse , das die züchterischen
Kreise allen einschlägigen Fragen entgegenbrachten . Die rege
Tätigkeit des Landesverbandes im verflossenen Jahr fand all -
festige Anerkennung und Beifall . Sämtliche Fragen , die im
Mittelpunkt des Interesses der badischen Pserdezucht stehen ,
wurden eingehend erörtert , und wenn auch hier und da einige
Meinungsverschiedenheitelt hinsichtlich der Kaltblut - und
Wannblutzucht zutage traten , so fand schließlich die eingehende
Aussprache allseitige Würdigung . — Im Anschluß an die
Mitgliederversammlung hielt der Vorsitzende , Frhr . von Hol -
zing -Berstett , einen sehr interessanten Vortrag üder Pferde -
zucht unter besonderer Berücksichtigung der badischen Pferde -
zucht . — Mit Hilfe instruktiver Lichtbilder führte er mit ent -
sprechenden Erläuterungen erstklassige Vertreter der Warin -
und Kaltblutrasse mit ihren Abkommen vor , aber auch fehler -
haste Nachzuchten und Kreuzungen und behandelte sodann
eingehend die Frage , welche Zuchten sich insbesondere für das
badiM Land mit feinen vielgestalteten Verhältnissen für land -
wirtschaftliche und gewerbliche Zwecke empfehlen . Dabei be-
tonte der Redner , daß die deutsche Pferdezucht in den letzten
Jahren nicht etwa nachgelassen habe , sondern datz seit dem
Kriege , wie in anderen Ländern so auch in Deutschland auf
diese, » Gebiet eine vorher ungekannte Regsamkeit mit bedeu -
tenden Fortschritten zu beachten sei. Der Vortrag wurde sehr
beifällig aufgenommen .

Aus der Tsndesbauptstsdt
Tarifstreit zwischen dem Deutschen Mnsikerverband und de «

Biihnenverein
Von zuständiger Seite wird uns geschrieben : In der von

dem Herrn Reichsarbeitsminister am 25. März anberaumten
Verhandlung vor dem Schlichter ist folgende « Abkommen ge -
troffen worden :

Die vom Deutschen Musiter -Verband über sämtliche dent -
fchen Bühnen und Bühneitdienst verrichtenden Orchester aus -
gebrachte Genrralsperre und »erhängten Streiks , sowie die
Gegenmaßnahmen des Deutschen Bühnen - Vereins werden mit
sofortiger Wirkung aufgehoben .

Die aus Anlaß dieser Kampfmaßnahmen erfolgten Entlas -
sungen oder Aussperrungen werden in solgender Weise be-
seitigt :

Die streikenden Musiker sind alsbald zu den bisherigen Be -
dingungen wieder einzustellen , soweit nicht Verträge mit neu -
angestellten Musikern dem entgegenstehen . In letzterem Falle
ist der Deutsche Bichne ».-Verein verpflichtet , sich dafür einzu -
setzen , daß die Hindernisse , welche einer Wiedereinstellung ent -
gegenstehen , nach Möglichkeit aus dem Weg geräumt werden !

Die zwischen den Parteien bestehenden Tarifstreitigkeiten
sollen in einer am 6. April mittags 12 Uhr , vor dem Schlich -
ter anberaumten Verhandlung erledigt wetzen .

Die Straßenbahnlinie , nach » nieliugen ist fertiggestellt und
soll alsbald nach Abnahme durch die Aufsichtebehörde in Be »
trieb genommen werden .

Mannheimer BolkSsingatademie . Ein Konzert grötz -renStils wird uns der gemischte Chor der . VoikssingatademieMannheim bescheren . Der gemischte Chor setzt sich zusam -
men von zirka 500 Damen und Herren aus Mannheim Ihm
geht ein guter Ruf voraus . Die Urteile der Kölner Presseüber ein Konzert , am 7 . August 1924 stimmen dann über -ein , daß die Ausführung von Max Bruchs Odysseus und Beet -
Hovens 9 . Symphonie eine erstklassige Leistung und ein Er »
eignis für Köln war . Die Kölner Theatorzeitung schreibt » . a . -
Das herrliche Stimmenmaterial deS Chores erwies sich als im
seltenen Vtatze vorzüglich geschult und gleichviel oft ' bei brau -
sender Krastenkfaltung oder im Ausspinnen zarter Schot -
tierungen jedwedem Ausdruck gewachsen . Di - Art , wie Prof .Schattfchneider temperamentvoll und überlegen Chor und
Orchester führte , fand bei Presse und Publikum gleichermaßenhohe Anerkennung . Den Kartenverkauf hat die Konzert -
dircktion Fritz Müller . Kaiser -, Ecke Waldstrahe . übernommen .LandeStheater . Morgen , Donnerstag , den 2. April findeteine Aufführung von Lortzings „Zar und Zimmermann " z«halben Preisen statt . Am Freitag , den 3 . April wird die mit
großem Beifall aufgenommene komische Oper „ Maurer undSchlosser " von Ander zur Wisderholnng gelangen , sür Sam ».
tag , den 4 . ds . Mts . ist Verdis „Violetta "

(La Traviata ) an -
gesetzt . — Wir verweisen nochmals auf den am Freitag , fcert3 . Äpr -il abends 8 Uhr im Anlagebäude der Tech» . Hochschule,
<Hörsaal 37 ) stattfindenden Einführnngsvortrag in Goethes
„ Faust II . Teil " von Prof . Dr . Karl Holl, dem Literatur «
Historiker der Karlsruher Hochschule. Karten an der Tbeater .kasse. —

Dandel und Mirtscbakt
Berliner Devisennotierungen

i . Aprll 31 . Mär,« ,n> » tt «i @<U> Sri «»
Amsterdam 100 G . 167.24 167.66 167.41 167.83
Kopenhagen 100 Kr . 76.72 76.92 76 .58 76.76
Italien . . 100 L, 17 .34 1738 17,185 17 .225
London . ■ 1 Pfd . 20 .047 20 .097 20.43 20.993
Newyork . 1 D . 4 .19 4 .21 4 .19 4 .21
Paris . . 100 Fr . 22 .00 22 .06 22 .12 22 .18
Schweiz . 100 Fr . 80 .885 81 .085 80.90 81 .10
Wien 100 Schilling 69.10 59 .12 59.11 5913
Prag . . 100 Kr . 32.435 12 .475 12.438 12 .478

Zuteilung ülxrall 1<iv Proz«nt

2eits <5rittens6 )gu
„Die Kunst " , Monatshefte für freie und angewandte Kunst -

F . Bruckmann A . - G . München . Das Märzheft nimmt in sei-
nem Textteil Stellung zu der auch uns in Karlsruhe interes¬
sierenden Frage der Verbindung von Akademie und Kunstge -
Werbeschule zu einer erzieherischen Einheit . Von verschiedenen
Standpunkten aus betrachten die Künstler Fritz Erler , Max
Liebermann und Hermann Muthesius das gewichtige Thema .
Theodor Fischer führt seine bedeutsamen Ausführungen über
den „Stil im Städtebau " zu Ende . Monographische Aufsätze
mit zahlreichen Abbildungen behandeln die Starnberger Bil -
der von Julius Diez , die» neuesten Gemälde des ausgezeich «
neten russischen Künstlers Savell ) Soriit , des berufenen Ma -
lers schöner Frauen , und die Schöpfungen des delikaten Buch«
graphikers Hugo Steiner - Prag . Die Plastik ist durch interes «
sante Büsten des Düsseldorfer Bildhauers Bernhard Sopher ,die Architektur durch einen Aufsatz über Schmohls Borsig -
Hochhaus in Tegel , die Keramik durch eine Publikation über
die vorbildlichen Erzeugnisse , besonders Ofen , der Kerainifchen
Werkstätten in Harlaching bei München vertreten . Kleinere
Beiträge unterrichten über Albinmüllers Holzbauten und über
Hamburger Gärten von Jakob Ochs.

L,etzte Nachrichten
Der deutsch -spanische Handelsvertrag im RrichstagsausschiiH

abgelehnt .
BDZ . Berlin . 1 . April . <Tcl . ) Ter deutsch - spanische

Handelsvertrag wurde heute im Reichstagsaus -
schütz mit 17 gegen 6 Stimmen bei 6 Enthaltungen a 6 g e *
lehnt . Angenommen wurde eine Entschließung auf
Einleitung « euer Verhandlungen . Gegen
den Antrag stimmten die Dentschnationalen , die Kommunisten ,
dir Bayerische Bolkspartei und die Wirtschaftliche Vereinigung »
während die übrigen Parteien nicht einheitlich stimmten.
Für den Antrag stimmten je zwei Vertreter des Zentrum »
und der Demokraten .

verschiedenes
Das Reichswehrunglück aus der Weser

Neber den Hergang der Katastrophe , die sich gelegentlich
einer Reichswehrnbung auf der Wefer in der Nähe von
Beltheim ereignete , wird noch gemeldet : Für die Uebersetzung
von Truppen über die Weser hatten Mindener Pioniere eine
Fähre gebaut , die aus 6 Pontons bestand , die mit einem Boh -
lenbelag versehen waren . Nachdem die Fähre bereits zweimal
die Weser mit Truppen ungestört überquert halte , begannen
bei der dritten Uebersahrt mitten im Strom die Hinteren Pon¬
tons zu sinken und der Bohlenbelag ritz auseinander . Ein
Teil der 130 Mann , die sich auf der Fähre befanden , fiel in ?
Wasser , während sich die übrigen aus den noch schwimmenden
Teil der Fähr « retten konnten . Vom Ufer wurde sofort
die Rettungsaktion mit Pontons eingeleitet und es gelang ,
etwa 80 Mann dem Strome zu entreißen . Die übrigen der
feldmarfchmäßig ausgerüsteten Infanteristen waren von der
starken Strömung bereits stromabwärts getrieben worden .
Wie viele von ihnen ertrunken sind , konnte bisher noch nicht
festgestellt werden . Nach einer Meldung der „Voss . Ztg .

" sind
bis jetzt 6 Leichen geborgen worden , während der „Lokalanz .-
meldet , daß bisher 11 Tote festgestellt worden sind.

Geschäftliches
Hunderttausende Silvikrin -Gebraucher

berichten , daß die SÄvitrin -Haarkur auch in verzweifelten Fäl .
ten von Haarfch «v>und Außerordentliches leistet . Sie enthält
14 Proz . Haareiwe -iß und erzielt naturgemäße Schwefelwir¬
kung . Verlangen Sie sofort kostenlos und portofrei torn & U
vi krin - Vertrieb G . m . v . H ., Berlin SW 189/a Alexandrinen «
stvaße 26 die SÄvikrin -Schri 'ften nebst Silvikrin -Shmnpoon zu«
s<ki »nenbefeiti genden Haarpflege .



Stsstssnzeiger
An die Gemeinden , Kreise , Stiftungen ,
Sparkassen und deren Aufsichtsbehörden .

Steuerabzug vom Arbeitslohn .
überach § 39 Abs . 2 dev Durchführungsbestimmungen über

Steuerabzug vom Arbeitslohn vom 20 . Dezember 1928

Nr . 33629 .
Nach

den _ _ M
Weichsministerialblatt S . 2922 ) ist hinsichtlich der Abführung
der einbehaltenen Lohnsteuerbeträge an die Kasse des Finanz -
amts bestimmt, daß die in der Zeit . vom 1 . bis zum 19. eines
Monats einbehaltenen Beträge bis zum 15., die in der Zeit
vom 11 . bis zum 20 . eines Monats einbehaltenen Beträge bis
zum 25 . dieses Monats und die in der Zeit vom 21 . bis zum
Schluß ein«^ Monats einbehaltenen Beträge bis zum 5. des
folgenden ZWnats abzuführen sind . Diese Bestimmungen gel-
ten auch für die öffentlichen Kassen .

Auf genaue Einhaltung der vorgeschriebenen Ablieferungs -
termine ist zu achten . Der Herr Reichsfinanzminister macht
darauf aufmerksam , dag bei Versäumnis ' in jedem Falle Ver¬
zugszuschläge erhoben und datz Anträge auf Erlaß dieser Zu -
schlüge grundsätzlich ablehnend verbeschieden werden.

Soweit zugelassen worden ist, daß an Stelle der Steuerbe --
träge Anerkenntnisse übersandt werden, müssen auch diese zu

den vorgeschriebenen AbführunqSterminen dem Finanzamt
eingereicht werden.

Karlsruhe , den 28 . März 1925 .
Der Minister des Inner »

R e m m e l e

personeller Teil.
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der PknmiHige » Beamten .
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Ernannt :
Polizeiinfpettor Wilhelm Weintauf zum Polizeioberinfpek-

tor , die Wachtmeister bezw . Rottenmeister Karl Hetzmannin Konstanz, Heinrich Bachert in Radolfzell , August Grünwald
in Überlingen , Wilhelm Gnth in Kenzingen , Josef Ullrich in
Ettenheim , Karl Schneider in Neustadt , Karl Bernhard in
Gernsbach, Hermann Steck in Wertheim und Friedrich Wolfin Weinheim zu planmäßigen Gendarmeriewachtmeistern ,Rottenmeister August Mog« in Pforzheim zum planmäßigen
Polizeiwachtmeister.

Festhalle Karlsruhe law
Sonntag, den 5. April , vormittags II 1/« Uhr

| Volks-Sing-Akademie Mannheim e . V.

Das kleuticke Volkslied
a capella -Konzert für gemischten Chor j
cirka 500 Damen und Herren unter Leitung

von Prof . Arnold Schattschneider
unter Mitwirkung der Bläservereinigung des |

National theater -Orchesters , der Herren Kammer - |
musiker Rieh . Lorbeer (Oboe ), E . Schmidt j
(Klarinette ) , Max Schellenberger (Horn ),
Otto Lenzer (Fagott ) und Prof . Schatt¬

schneider (Klavier ) . E 236
Mozart , Quintett in Es -dur , Werk 452 .

Karten zu Mk . 3 .— , 2 . — , j .— zuzüglich Steuer
in der Musikalienhandlung Kaiser - Ecke Waldstr .

Fritz Müller
51 Kronenstrasse 51

KoMnis LBrnmle
Aktenmappen , Schulranzen ,

Damentaschen , Coupekoffer ,
Berufstaschen , Reisekoffer .

@188) Beste Fabrikate .

Ziehung I . Klasse 17. u . 18. April 1925

Preußisch
- Suddeutsche

- Klassen - Lotterie
550000 Lose , 195000 Gewinns . 2 Prämien

' :: In 5 Klassen im Gesamtoetrag von ::

38088830 Mk .
I 2000ÖQG §ük .
I 1000030 Mk .
M 500000 7Jk .
- 300000 flftk .
^ 200000 Mk .
S 300000 Ulk . usw .

Lose zu 3 . — 6. - - 12. — 24.— Mark
für I/ s I/4 ' / 2 ' /i Los pro Klasse

oder 15 .—, 30 , 60 . — , 120. — für alle 5 Klassen
Doppellos 48. —, für alle 5 Klassen 240. — Mk .

Badischer Lotterie - Einnehmer

Bernhard □□Sdfarb
Karlsruhe , Kaiserstraße 131

: : Ecke Herrenstraße , im Laden des ::
Herren - Mode - Magazins Jo$ef Goldfarb 186

MMBM TöTtscIiecklionto Kar!s ;-uliT
"
l3705

Guter Schlaf
Metallbetten für Groß und Klein , mit oder
ohne Zubehör , Stahlmatratzen , an Private
Bequeme Bedingungen . Katalog 78 Ii . frei.
Eis - nmöb - lfabrik Suhl ( Thür . ) .

Eugen von Steffelin
Fernspr . 261 Karlsruhe Femspr . 261

D .ess
ßbeltransport

Lagei * ss Spedition
L . Dörflinger jr .

Akademiestraße 03 — Telephon 197

Kolalen , Koks
/ \ Briketts , Holz

Zum Oßerfeß!
liiiiilfiiiililHlIW

Niedrige Preise /

Qualität !

Große Auswahl !
E 241

in

Kostümen - Mänteln - Kleidern .
Röcken - Kassdks - IVesten usw .

9rau OK. ö
Karlsruhe , Kaiserstraße, Ecke Adlerstr.

Möbel
kaufen Sie in bester Qualität zu billigsten Preise « im

MöbekbauS Genft GooSS
Kreuzstr 26 . Lagerbesichtigung ohne Kaufzwang. E-99 mim m

m m m

H ERVORRAGEND
SlNDFOBMUND GÜTE DEB.BAUBUND

MÖBEL
AM RONDELLPLATZ

EUE ERBPRINZENU.KABI-fRlEDfcrJTl .
EIGENE VERKAUFSSTELLEN :
KAELSR . UHE ' KARl -FB.iEDRiCH-5TRASSE2J
MA NNHB IM.'SCHWS6 B-HCHTEfl FLÜGEL

P PO til H EIM 'TH EATERSTRASSB15
FREiBURÖ 'MBTZGERAU6

OFFENBUR G'STE I NSTR .2
MOS BACH 'HAUPTSTR .12

Neu ! Kreiselsplelzens

versetzt :
Polizeihauptmann Emil Sattler von Karlsruhe zur Polizei,direktion Baden , Polizeioberinspektor Kraemer von der Polizei,direktion Baden zur Polizeischule in Karlsruhe , Verwaltung «,

obersekretär Friedrich Schechter bei der Heil- und Pflege-
anstalt Emmendingen zum Bezirksamt Pforzheim .

Justizministerium
Zugelassen als Rechtsanwälte .die Gerichtsassessoren Alfred Kunzmann beim AmtsgerichtLahr Und Landgericht Offenburg , Dr . Guido Bechern beim

Amtsgericht Triberg und Landgericht Offenburg und AlfredMaier beim Landgericht Heidelberg.
Ernannt :

Gerichtsassessor Karl Eisemann zum Staatsanwalt in Of.senburg , Justizassistent Max Drünert beim Amtsgericht H« ,
Oelberg zum Justizsekretär , sowie die Kanzleigehilfen AugustSeeger bei der Staatsanwaltschaft Mosbach und Arnold Ebnerbeim Amtsgericht Waldshut zu Kanzleiassistenten.

« ersetzt :
Staatsanwalt Dr . Rudolf Straumann in Offenburg nachFreiburg .

Gestorben :
Geh. Hofrat ord. Professor Dr . Felix Rachfahl an der Uni .

verfität Freiburg .

D .88S

Neu !
Originelles Kinderspielzeug — D .R.P . 391528 — Es tanzen gleichzeitig 2 Kreisel

Generalvertreter für In - und Ausland gesucht
Carl Graf , Freudenstadt ( Wttbg .) Holzwarenfabrik , Tel . 232
Lieferung feinster handgemalter Andenkenartikel , wie Vasen und Dosen , Stopfeiund Stopfpilze , Eierbecher, Serviettenringe usw . , Hand- und Automaten-

Massenartikel, Täferschindeln @ .220

Damen -Rad M . 55 .—
Herren- Rad M . 45 .—
Mädchen-Rad M . 55 .—
Knaben-Rad M . 60 .—
zu verk . durch d . Bnlk.-Anstalt
Kreuzstr. 22 (Saben). ©.242

Wäsche
wird zum Wasche» u . Biigelu
beisorgfält -Behandl . angen .

Frau Brmmschweiger
Zähringerstr . 82, n . Stock .

Harmonium
2 Reg . . Mark 238 .—
9 Reg . . Mark 297 .—

13 Reg . . Mark 411 .—
Zahlungserleichterung

K Frankolieferung LtS'- LANG
liisarstr. 167 - Tel . 1073

Salamander -Schuhhaus

Gieitttleibe *
Westen, Kostüme etc . in
fol - und kunstgewerblicher
Ausführung nach Matz
rasch «. billig. Eig . Mod.ftatttt , S iauvrechtftr .SS,

III . Stock.

Staatslatterie
Der einzige Weg . heute Millionär

zu werden , ist ein Glücksversuch in der
Preufi. - Südd. Klassenlotterie
Höchstgewinne : 2 Millionen R .- M.

I Million R.- M .
500000 . — R. - M .
300000 .— R .- M .
200000 .— R .- M . usw.

insgesamt über 38 Millionen Mark . Jedes
dritte Los ein Treffer . Ziehung der 1 . Klasse

17 . und 18. April 1925 .
Lose zum Preise von

Vi 7s V4 7s Lose
12. 8 . 3 . R. - M .

sind zu haben bei

Zwerg vorm . Götz
bad . Lotterie -Einnehmer @ 231

Hebelstr . 11 = Karlsruhe — Waldstr . 38
Telephon 4828 , Postscheckkonto 17808

Zur heiligen Kommunion empfiehlt
Uhren und Goldwaren

äußerst billig
L. TH El LACKER , Uhrmacher

Hebelstraße 23 , gegenüber Caf6 Bauer . @240

Bevor Sie
Ihren Bedarf in Betten einkaufen

besichtigen Sie erst mein Geschäft .
Großes Lager ins j

lackiert , Matratzen , Steilig mit Keil
aus bestem Material hergestellt

Patent - Feder - Matratzen
in verschiedenen Mustern . 15183

Kein Ladengeschäft. Allerbilligste Preise .
Gottfried Klettenheimer
Markgrafenstr . 52 , nächst d . Rondellplatz .

Im Neuanfertigenund Um¬
arbeiten von
Steppdecken u .
Daunendecken

empfiehlt sich
Paula Schneider

Adlerstr . 5 Karlsruhe

Gebisse (^laHn)
kauft Fra« Kath Pflüqcr ,
Karlsruhe, Hirschstr. 31 HL

Die Fürst!. Fürste»b«rgische
Verwaltung -sucht zum als -
baldigen Eintritt einen un-
verheirateten

FWiWr
für Iorsteinrichtung und
Aushilfsdienste . Gehalts -
Verhältnisse nach Verein-
barung . Bewerbungen
wollen unter Angabe der
persönlichenVerhältniffemit
Zeugnissen belegt bis M »u-
tag , deu 20 . April d . I . bei
Fürstlicher Kammer in
Donaueschingen eingereicht
werden. ' E .224

Fürstlich Fürsteubergifche
Kammer.

Druck G . Braun , Karlsruhe .

Ladisches
U.andestheatel

Donnerstag, den 2 . Aprll 1925
Zu halben Preis« :

ZminidZimMM
Komisch « Oper in drei Akten-
Text und Musik von Albert

Lortzing.
Musik. Leitung : Gg . Hofmann.

Spielleitung: Carl Slang- -
Personen : 1 . ,

Peter der Erste Heus«
Iwanow PeterS
van Bett Glaß
Marie Rhs
General Lefort Meh «
Lord Syndham vr . Wucher » D

1 pf '
Marquis v. Chateauneuf

Nentw'S
Witwe Brown Mosel-TomM
Ein Offizier Kalnbach
Ein Ratsdiener Kiliai '

Anfang 7 Uhr
Ende ' /,10 Uhr

Sperrsitz I. Abt . Mk. 3 .5
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